Deutscher Bundestag 
5 . Wahlperiode 


Drucksache V/3669 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Dezember 1968 

III/l — 63301 — 5696/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechte am Festlandsockel 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 328. Sitzung 
am 4. Oktober 1968 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung genommen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechte am Festlandsockel 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechte 
am Festlandsockel vom 24. Juli 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 497) wird wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Erlaubnis ist auf längstens drei Jahre zu be- 
fristen und kann, sofern bei Ablauf der Frist das in 
§16 Abs. 2 bezeichnete Gesetz noch nicht in Kraft 
getreten ist, jeweils bis zu drei Jahren verlängert 
werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache V/3669 


Begründung 


A. Allgemeines 

Nach § 2 Abs, 3 Satz 2 des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechte am Festlandsockel vom 24. Juli 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 497) sind Erlaubnisse zur 
Aufsuchung oder Gewinnung von Bodenschätzen so- 
wie zur Vornahme von Forschungshandlungen im 
deutschen Festlandsockel auf längstens drei Jahre 
zu befristen. Ihre Geltungsdauer kann lediglich ein- 
mal und zwar auf insgesamt fünf Jahre verlängert 
werden, sofern das in § 16 Abs. 2 des Gesetzes vor- 
gesehene endgültige Gesetz zur Regelung der Rechte 
am Festlandsockel bei Ablauf der dreijährigen Frist 
noch nicht ergangen ist. Die bisher erteilten Erlaub- 
nisse zur Aufsuchung von Bodenschätzen im Fest- 
landsockel der Nordsee werden auf Grund der ge- 
setzlich vorgesehenen Befristung am 31. Oktober 
1969 ungültig. Die geltende Regelung des § 2 Abs. 3 
Satz 2, die im Hinblick auf das endgültige Fest- 
landsockelgesetz getroffen worden ist, steht der 
sachlich möglicherweise gebotenen Verlängerung 
der Erlaubnisse über diesen Termin hinaus ent- 
gegen. 

Da sich jedoch das geltende Festlandsockelgesetz 
durchaus bewährt hat, erscheint die baldige Verab- 
schiedung eines endgültigen Gesetzes nicht zweck- 
mäßig. Der Entwurf beschränkt sich daher darauf, 
die Bestimmung über die Befristung der Erlaubnisse 
dahin zu ändern, daß die mehrmalige Fristverlänge- 
rung um jeweils bis zu drei Jahren zulässig ist. 

Das Gesetz muß, um die rechtzeitige Verlängerung 
der bestehenden Erlaubnisse zu gestatten, spätestens 


einen Monat vor dem 31. Oktober 1969, an dem 
die bisher erteilten Erlaubnisse ungültig werden, in 
Kraft treten. 

★ 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Än- 
derung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Artikel 1 

Die Erlaubnisse können im Hinblick auf den vorläu- 
figen Charakter des Festlandsockelgesetzes auch 
weiterhin nur befristet erteilt werden, damit eine 
endgültige Regelung nicht durch den zeitlich unbe- 
grenzten Fortbestand der auf Grund des vorläufigen 
Gesetzes erteilten Erlaubnisse behindert wird. Eine 
Frist von höchstens drei Jahren ist angemessen und 
ausreichend, da nach § 2 Abs. 3 Satz 2 in der Fas- 
sung des Entwurfs die wiederholte Verlängerung 
einer erteilten Erlaubnis jeweils bis zu drei Jahren 
zulässig ist, solange nicht die endgültige Regelung 
in Kraft getreten ist. 

Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechte am 
Festlandsockel vom 24. Juli 1964 ist nach überein- 
stimmender Auffassung von Bundestag (Drucksache 
IV/2377) und Bundesrat zustimmungsbedürftig, weil 
in seinem § 4 'bundeseigenen Mittel- und Unter- 
behörden neue Verwaltungsaufgaben übertragen 
werden. Die Übertragung solcher Aufgaben auf diese 
Bundesbehörden ist jedoch nur unter den Voraus- 
setzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG zulässig. 
Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt 
sich ferner aus Artikel 84 Abs. 1 GG in Verbindung 
mit § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes. 

Nach ständiger Rechtsauffassung des Bundesrates 
bedarf auch das Gesetz, das ein zustimmungsbedürf- 
tiges Gesetz ändert, der Zustimmung des Bundes- 
rates. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates, das Gesetz bedürfe seiner Zustimmung, 
nicht zu folgen. 

Das Änderungsgesetz ist bereits deshalb nicht zu- 
stimmungsbedürftig, weil das Festlandsockelgesetz 
vom 24. Juli 1964 aus den von der Bundesregierung 
in ihrer Gegenäußerung (Drucksache IV/2341, An- 
lage 3) dargelegten Gründen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedurfte und daher ohne Zustim- 
mungsformel verkündet worden ist. 

Aber selbst wenn das ursprüngliche Gesetz ein 
Zustimmungsgesetz gewesen wäre, könnte der Auf- 
fassung des Bundesrates nicht gefolgt werden; denn 
nach ständiger Auffassung der Bundesregierung ist 
ein Änderungsgesetz nur dann zustimmungsbedürf- 
tig, wenn es selbst einen zustimmungsbedürftigen 
Inhalt hat oder wenn es solche Vorschriften ändert, 
welche die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprüng- 
lichen Gesetzes begründet haben. Keine dieser Vor- 
aussetzungen ist bei dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf gegeben. 
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